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Tit.!

Dio Direktion gibt sich die Ehre, der Generalversammlung der Aktionäre der Schweizerischen Nordostbahngesellschaft

den sechsundzwanzigsten, das Jahr 1878 umfassenden Geschäftsbericht vorzulegen. Die Ungewissheit,

welche bis gegen das Ende des Berichtsjahres über der finanziellen Rekonstruktion der Nordostbahn schwebte, hat

zwar die Lösung mancher aus dem Vorjahre herübergebrachten pendenten Frage verzögert und weiter hinausgeschoben ;

aber mit der schliesslich erfolgten Konsolidation des Unternehmens ist ein Wendepunkt zur Besserung eingetreten,

von welchem aus den Gesellschaftsorganen die Regulirung der noch schwebenden Punkte ermöglicht ist. Der

vorliegende Bericht ist im Rahmen der bisherigen gehalten und wird so weit nöthig durch den des Verwaltungsrathes

ergänzt werden.

1. Verhältnisse zum Bunde und zu den Kantonen und Landesgegenden.

Im Gebiete der Bundesgesetzgebung sind zu erwähnen das Gesetz betreffend Handhabung der

Bahnpolizei vom 18. Februar 1878, durch welches einheitliche Bestimmungen über den Schutz der Eisenbahnen gegen

Beschädigung, Gefährdung des Verkehrs und Übertretung bahnpolizeilicher Vorschriften gegeben sind; ferner das

Nachtragsgesetz vom 14. Februar 1878 betreffend Abänderung von Art. 9 des Eisenbahngesetzes von 1872 in dem

Sinne, dass die in letzterem vorgeschriebenen Freisonntage für die Angestellten durch Freiwerktage ersetzt worden

können. Beide Gesetze sind mit dem 15. Juni in Kraft getreten und dürfen als zeitgemässe Fortschritte betrachtet

werden.

Die Sub vent ionirung der Gotthardbahn hat zu mehrfachen Verhandlungen mit den

Bundesbehörden Anlass gegeben. Bekanntlich war von der im Juni 1877 in Luzern versammelten internationalen Konferenz

der Schweiz eine Nachsubvention von 8 Millionen zugedacht worden und nachdem über die Vertheilung dieser

Summe auf Konferenzen der Gotthardkantone eine Verständigung ohne Inanspruchnahme des Bundes nicht erreichbar

erschien, bestellte der Bundesrath hiefür im Januar 1878 eine Kommission, welche der Nordostbahn und Centraibahn

zusammen eine Quote von 11/2 Millionen Franken auferlegte, ungeachtet wiederholter Erklärungen der Abgeordneten

beider Bahnen, dass die gegenwärtige finanzielle Lage der letzteren eine solche Mehrbelastung nicht ertrage.

Allein zuletzt vor die Alternative gestellt, durch fernere Weigerung die Rekonstruktion der Gotthardbahn unmöglich

zu machen, entschlossen sich beide Gesellschaften schliesslich zur Übernahme dieser neuen Auflage.

Seitens der Nordostbahn wurde der Verwaltungsrath durch die Generalversammlung vom 28. Juni v. J.

ermächtigt, sich an dieser Nach subvention mit Fr. 750,000 zu betheiligen unter sichernden Bedingungen, worunter

namentlich die, dass das definitive Finanzarrangement der Nordostbahn auf Grund des Pariservertrags vom 11. März

ffit.l

Dm Direbtion gild sieb à Dbre, der Deneralvorsammlung der .Vbtioiiìire der Kebwmixerisobon biordostbalm-

gesellsebaft den seebsundxwanxigsten, das dalir 1878 umfassenden Desebäktsberielit vorzulegen. Ids Dngewissbeit,

welebe 1>is gegen das Dnile des Ileriebtsjalires über der bnanxiellen liebonstrnbtion der Kordostbabn sebwsbte, luit

«war die Dü«nng manvbvr an» dsm Vorjalir« berüdergobravliton psndantvn Krage vorsÜAvrt und weiter lnnau»M»eliol«n;
aber mit der sebliesslieli erfolgten Konsolidation des llnternelnneus ist ein ^Vende^unbt /nie Desserung eingetreten,

v«m welebem aus den De«eII»eli!»kt»orM»en die liegulirnng der norli sei,webenden Dunbts ermügliobt ist. Der vor-

liegend» lleriebt ist im Ilnlnnen «ler bisberigen Ml,alten und wird so weit nütliig dnnd, den des Verwaltungsratbes

ergän/.t werden.

I. Vbl1>iUl»i889 /III» lillttà IDliI /II 1^9» Xillàlbll mill sdìII«1b8»VL,9II«l9».

Im Debietv der I! und 08K0»vt«AvI»nnA sind «u erwäkne.n das De»et« betreffend IlandkalmnA der Daim-

>n>li/.vi vom 18. Kel»ruar 1878, dureb welelies vinlieitlielio IlustimmunAvn ülier den Lebut« der Kissnbalmon gegen

I'.eselnbligung, Defäln>Iung des Verbelirs und Dbertretung balin>iolixeilieln>r Vorselulftvn gog(d>en sind; ferner das

Karbtragsgesetx vom 14. Kebrnar 1878 betreffend Vläluderung von ^Vrt. 9 des Kisenbalmgosetxe« von 1872 in dem

Kinne, dass die in letzterem vorgesebriobeno» Kreisonntags für die Angestellten «lurvl, Drei werbtage ersetzt worden

können. Ds'nle Desetxe sind mit dem 15. ,Inni in Kraft getreten nm> dürfen als xeitgemässe lb>rtselultte lietraelffet

werden.

Die Ku b vent i onirung der Do ttbar dbalin bat zu mebrfaoben Verbandlungen mit den Hundes-

bebördon ^.nlass gegeben. Debanntliob war von der im duni 1877 in Duzorn versammelten internationalen Konferenz

der Keliweiz eine Kaebsubvention von 8 Nillionon zugedaelit worden und naobdem über die Vertboilung dieser

Kumme auf Konferenzen der Dottbardbantono eine Verständigung obne Inanspruobnabme des Dundes niobt errsiebbar

ersobien, bestellte der Dundesratb biekür im danuar 1878 eine Kommission, welebe der Kordostl>abn und Dentralbalin

zusammen eine (juote von 11/2 Alllionen Kranbsn auferlegte, ungsaobtet wiederboltsr Krblärungvn der Abgeordneten

lander Halmen, dass die gegenwärtige tinanziollo Dago der letzteren eine sololie Uebrbslastung niebt ertrage.

^Ilinn zuletzt vor die Alternative gestellt, dureb fernere IVeigorung die Kebonstrubtion der Dottbardbabn umnöglieb

xu maeben, vntseblossen sieb beide Desellsebaàn sobliesslieb zur Übernabmo dieser neuen Vutlags.

Keitsns der Kordostbabn wurde der Verwaltungsratb dureb die Deneralvorsammlung vom 28. ,Iuni v. >1.

ermäelitigt, siel, an dieser Kaebsnbvention mit Kr. 759,999 zu betlieiligon unter sieliernden Dedingungsn, worunter

namenllieli die, dass das detinilive Kinan/arrangement d«>r Kordostl»alm auf Drum! des Dariservertrags vom II.Närz
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zum Abschluss gebracht werde. Da dieser Vertrag aber später modifizirt werden musste, so war auch eine erneuerte

Anfrage an die Generalversammlung nöthig, welche am 21. Dezember 1878 von letzterer abermals zustimmend

beantwortet wurde.

Die Direktion und der Verwaltungsrath glaubten indess nicht allein die Nachsubvention, sondern auch die

Entrichtung der am 1. November fälligen VI. Rate der ursprünglichen Subvention von dem Zustandekommen der

finanziellen Rekonstruktion der Nordostbahn abhängig machen zu sollen und es erfolgte demnach die Bezahlung

dieser Rate ungeachtet mehrfacher Reklamationen der Bundesbehörden erst am 28. Februar 1879 nebst Verzugszins

vom 1. November 1878 an.

Die Unterhandlungen betreffend die Bahnhoferweiterung in Winterthur sind, wie schon im letzten

Bericht bemerkt wurde, durch die über die Nationalbahn verfügte Liquidation ins Stocken gerathen. Zwar haben

sowohl mit den Stadtbehörden von Winterthur als mit den drei betheiligten Bahnen wiederholte Besprechungen

stattgefunden, die aber erst in jüngster Zeit einigen Erfolg zu versprechen scheinen. Indessen ist auch unsere Klage

gegen die Nationalbahn und Tössthalbalin auf Sicherstellung des für die betreffenden Bauten erforderlichen Kapitalbedarfs

hängend geblieben, doch ist zu hoffen, dass die endliche Erledigung der ganzen Angelegenheit in unserem

nächsten Berichte wird mitgetheilt werden können.

Ebenso sind die Unterhandlungen, welche gegen Ende des Berichtsjahres auf erfolgte Anregung aus den bei

der Nationalbahn interessirten Kreisen und unter Leitung des schweizerischen Eisenbahndepartements über Erwerb
oder Betrieb dieser Bahn durch die Nordostbahn und Centraibahn angeknüpft worden sind, noch nicht so

weit gediehen, um unserm Verwaltungsrath eine Voilage darüber machen zu können; es muss daher auch die

Berichterstattung hierüber auf's nächste Jahr verschoben werden.

Die mehrfachen Verhandlungen mit den Bundesbehörden betreffend die Verpfändung des N ordostbahnnetzes

werden im Abschnitt „Kapitalbeschaffung" erörtert und aus diesem Grunde hier ebenfalls übergangen.

II. Verhältnisse zu andern Eisenbalinnnterneliniungeii.

Die Vereinigung schweizerischer Eisenbahn Verwaltungen hatte mit den Bundesbehörden
über eine grössere Zahl von Verhältnissen, welche alle Bahnen gemeinsam betreffen, Verhandlungen zu pflegen.

Von denen, welche im Laufe des Berichtsjahres oder unmittelbar nach Schluss desselben erledigt wurden, benennen

wir folgende : 1) Der Bundesrath erstellte einen Maximaltarif für die Gebühren, welche von den Bahnen für die

Zollbehandlung der ihnen übergebenen Güter erhoben werden dürfen; gegen diesen Tarif erhoben mehrere Verwaltungen,
welche sich dadurch in ihren Einnahmen geschädigt fanden, wiederholte Einsprache, aber ohne Erfolg, während wir

von solchen Schritten absehen zu sollen glaubten, nachdem die Nordostbahn bisher gar keine solchen Gebühren

erhoben hat. 2) Mit dem Bundesrath wurde eine Einigung über den Heimtransport bedürftiger Ausländer in dem

Sinne erzielt, dass die ausländischen Gesandtschaften, und unter ihrer Verantwortlichkeit eventuell auch die ihnen

beigegebenen Konsulate, das Recht erhalten, gegen Zusicherung der Reziprozität Seitens der betreffenden Staaten

für das schweizerische Bahngebiet Empfehlungen für Fahrten znr halben Taxe auszustellen. 8) Über die

Beziehungen der Eisenbahnen zum Postdienst wurde ein neuer Vertrag vereinbart; aus demselben erwähnen wir,
dass die zeitraubende und kostspielige Spezialabrechnung über die bahntaxpflichtigen Postgegenstände wegfällt und

die Bahnen künftig für deren Transport jeweilen 5 Prozent vom jährlichen Bruttoertrag der Fahrpost erhalten.
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xum ^bsobluss gebraebt werde. O» dieser Vertrag alier später moditlxirt werden musste, «o war ansb sine eriisiierts

Outrage an à Oeneralversammlung nütbig, welobe ain 21. Dexember 1878 von letxteror abermals xiistinimsud

beantwortet wurde.

Dis Direktion und der Verwaltungsratb glaubten indess niolit allein ills Kaolisuliventio», sondern a»i«di <li«i

tlntriobtung der am 1. November fälligen VI. lints der nrsprüngli«boii Kiilivention von dem /nstand«>knmni«n> <!«>>

linanxiellen Rekonstruktion der Kordostlialm abliängig maolien xu sollen «md es sid'olgte dsmnasli dis lisxaliliing
dieser Rate ungeavbtvt msbrkaolier lisklamationen der liundesbeliürdsn erst am 28. t'ebruar 1879 iislist Verxngsxins

vom 1. Kovembor 1878 an.

Dis Ilnterbandlungen betietkend die lia bnbaferwoi tsrung in Vintertbur sind, wie sobon im Istxtsn

lieriokt bemerkt wurde, durok dis über die Vationalbalm verfügte bir;uidatinii in» Kto«ben gsratlieii. /war >ial»>n

sowobl mit dsn Ktadtbebörden van >Vintertbur als mit dsn drei listlisiligten liabnen wisderbolte liesprscdnnig«ai

stattgefunden, dis aber erst in jüngster üvit einigen birfnlg xu vvrsprnelin» seb<>inen. Indessen ist a»«b unsei'«> Klag»'

gegen dis Kationalbabn und 1'össtkalliabn ans Kioberstellung dss sur dis Imtrsffsnds» liants» srsordsrlisbsn Kiipital-
bedarss bangend geblieben, dooli ist xu bolksn, dass dis ondliobe Erledigung dss ganxsn Vngelegiuilieit in nnssrsin

näobsten lieriolite vvivd mitgetbeilt werden können.

lübsnso sind die Dnterbandluiigen, wslsbe gegen binde des lieriobtsjabres aus erfolgte rVnregiing ans <lsn >>si

der Rationalbabn intersssirtsn Kreisen und unter beitung dss soliweixerisoben Kisenlialinilepartemeiits über ID srt>

»der lietrieb dieser kiabn dnreb dis Korilastliabn und t'entralbalm aiigekiiitpft wonlen sinil, nnoli ni<4it sn

weit gsdieben, um unserm Verwaltungsratb eins Verlags darüber maolien xu können; es muss datier ans!> die Iisriebt-

erstattnng bisriitier ant's näebsto ,labr versobolion wsrilsn.

Die msbrfaoben Verbandlungen mit dsn liumlssbeliörden >>etretlomt die Verstandn»»' «les bl ordostlialniiistxss

werden im .D»ssbnitt „Kapitalbssobattung" erürtsrt und aus diesem tlrunde liier «4>«n>falls Übergängen,

II. V«lIlîÌltllÌ88t /II illltllllll ki89IlI>1>I>»IIIltt'I»,lI>I»IIII'r<>II.

Die Vereinignng sobweixerisober Kisenbalin Verwaltungen batti' mit den l> » n d es b eb ö rd e »

über eine grössere /al>l von Verliältnisse», wslsbe alte liabnen gemeinsam li<>tia>ffen, Veibainllniigen xn ptl«>g«n>.

Von denen, welobe im baute des lieriebtsjabres oder unmitt«4bar naob Kebluss dsss«d>isn erledigt wnnlen, tiensiiiuui

wir folgende: 1) Der liundssratb erstellte einen Nsximaltarik tür die Ovkükren, wslsbe von den liabnsn für die

/ollbsbandlunA der ibnen übsrKöbensn Outer erbeben wei den dürfen; AvAgn diesen 'tarif erbeben mebrsre Vinwvaltuu^iui,
welobe sieb dadurob in ibrsn blinnabmsn ^ess.liädi^t fanden, wiedsrbolte liins^raobe, aber nbne lbdbl»', wälna^inl wi>^

vnn solobsn Kobritten alissben xu sollen »daubtsn, naobdem die Ilordostbalm bisber gnr bein<> si>I> I>sii 0«l>ütii'eii

erbeben bat. 2) ltlit dem liundesratb würd«' eine ItliniAUNA ütier den Ileimtransjinrt bedüittiAer Ausländer in dem

Kinne orxielt, dass die ausländiseben Oesandtsobatten, und unter ibrer Verantwortliobbsit eventuell auob die iliinni
bein's»'sksnsn Konsulate, das Reobt erkalten, AeZ;en /usiokerun^ der Ilexiproxität Keitens der betreffenden Ktaatsn

fiir das sobweixerisobe liabn^sbiet KmxkelilunAen sll,- I'abiden xnr lialben Vaxe ansxustsllsn. 8) Über «lis

liexislmnA'en der Kisenbalmen xum bostdienst würd«' <dn neuer Vertrag veridnliart; ans «lsinsellisii «u'wälmsii wir,
dass die xeitraubende und kostspielige Kpexialalireolmung ül«er die lialmtaxptliobtigsn I'nstgsgsiistän«le wegfällt uiul

die Labnsn künftig für deren 'transport p>wo!Ien 5 I'roxsnt vom pilirliiben liiiittosrtrag der f'abrpost srlialten.
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